
Verfahrensvermerke

Beschlüsse:

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 
____________________. 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist entsprechend der 
Hauptsatzung der Stadt Strausberg am ____________________ im Amtsblatt für die 
Stadt Strausberg erfolgt. 

2. Der Bebauungsplan wurde am _______________ von der Stadtverordnetenversammlung 
als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenver-
sammlung  
vom ____________________ gebilligt. 

Strausberg, d. _____________  ______________ 
    (Bürgermeister) 

Verfahren: 

1. Der Entwurf des Bebauungsplanes, einschließlich Begründung und einem Übersichtsplan,  
hat in der Zeit  
vom _______________ bis __________________ während folgender Zeiten: 

montags bis freitags                               von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis donnerstags                       von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
dienstags                                                von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hin-
weis, dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann 
schriftlich oder zur Niederschrift vorgebracht werden können,  
am ___________________ im Amtsblatt für die Stadt Strausberg ortsüblich bekannt ge-
macht worden. 

Strausberg, d. _____________  _____________ 
    (Bürgermeister) 

2. Vermessungs- und katasterrechtliche Bescheinigung: 
Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist 
die planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig 
nach. Sie ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. 
Die Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei mög-
lich.

Strausberg, d. _____________  ___________________________________ 
    (Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur) 

3. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und der Begründung, wird hier-
mit ausgefertigt. Es wird hiermit bestätigt, dass die Planurkunde öffentlich ausgelegen 
hat und von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung beschlossen worden ist.  

Strausberg, d. _____________  _____________
  (Bürgermeister)

4. Der Satzungsbeschluss und der Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf 
Dauer während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über 
den Inhalt Auskunft zu erhalten ist, sind am __________________ im Amtsblatt für die 
Stadt Strausberg ortsüblich bekannt gemacht worden.  
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen  
(§ 215 Abs. 2 BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsan-
sprüchen (§ 44 BauGB) hingewiesen worden. 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

Strausberg, d. _____________  _____________
    (Bürgermeister) 

Textliche Festsetzungen zum B- Plan Nr. 35/04 „Handelscentrum“ 
 
Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
1. Im SO1 „Einkaufszentrum“ sind zulässig: 

 Einzelhandels- und Dienstleistungsbetriebe, 
 Öffentliche Einrichtungen, 
 Nicht kerngebietstypische Vergnügungsstätten sowie Einrichtungen für gesundheitliche und 

sportliche Zwecke, 
 Kino. 

Ausnahmsweise zulässig sind: 
 Sonstige nicht störende Gewerbebetriebe. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und Abs. 3 BauNVO) 
 
2.  Die im SO1 zulässige Verkaufsfläche beträgt insgesamt max. 15.900 m². Davon sind gem. der 

„Strausberger Sortimentsliste“ insgesamt max. zulässig: 
 8.400 m² zentrenrelevante Sortimente, 
 7.500 m² nicht- zentrenrelevante Sortimente. Von der max. zulässigen Verkaufsfläche für 

nicht- zentrenrelevante Sortimente sind max. 10 % für zentrenrelevante Randsortimente 
zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
3. Im SO1 ist eine Geschossfläche von max. 1.900 m² für Dienstleistungs- und sonstige nicht stö-

rende Gewerbebetriebe, Schank- und Speisewirtschaften, öffentliche Einrichtungen, nicht kern-
gebietstypische Vergnügungsstätten sowie Einrichtungen für gesundheitliche und sportliche 
Zwecke zulässig. 

 (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
4. Im SO2 „Großflächige Einzelhandelsbetriebe und Messe- und Ausstellungsflächen“ sind zuläs-

sig: 
 Großflächige Einzelhandelsbetriebe, 
 Flächen für zeitlich befristet stattfindende Messen- und Ausstellungen. 

Unzulässig sind 
 Gartenbaubetriebe, 
 Tankstellen sowie Wasch- und Pflegehallen für Kraftfahrzeuge. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
5. Die im SO2 zulässige Verkaufsfläche beträgt insgesamt max. 5.200 m². Davon sind gem. der 

„Strausberger Sortimentsliste“ insgesamt max. zulässig: 
 3.500 m² nahversorgungsrelevante Sortimente. Von der max. zulässigen Verkaufsfläche 

für nahversorgungsrelevante Sortimente sind max. 10 % für zentrenrelevante Randsor-
timente zulässig,  

 200 m² zentrenrelevante Sortimente, 
 1.500 m² nicht- zentrenrelevante Sortimente. Von der max. zulässigen Verkaufsfläche für 

nicht- zentrenrelevante Sortimente sind max. 10 % für zentrenrelevante Randsortimente 
zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 

6. Die im SO2 „Großflächige Einzelhandelsbetriebe und Messe- und Ausstellungsflächen“ zulässi-
ge Nutzfläche für zeitlich befristet stattfindende Messen und Ausstellungen beträgt max. 4.500 
m². Die Nutzung der Fläche für Verkaufszwecke ist nur während der Messe- und Ausstellungs-
zeiten zulässig. Die zum Verkauf stehenden Sortimente müssen in einem inhaltlichen Bezug zur 
stattfindenden Messe/Ausstellung stehen. 

 (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
7. Im SO3 „Großflächige Einzelhandelsbetriebe“ sind zulässig: 

 Großflächige Einzelhandelsbetriebe 
Unzulässig sind: 

 Gartenbaubetriebe, 
 Tankstellen sowie Wasch- und Pflegehallen für Kraftfahrzeuge. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
8. Im SO3 sind gem. der „Strausberger Sortimentsliste“ ausschließlich Verkaufsflächen für nicht- 

zentrenrelevante Sortimente zulässig. Die zulässige Verkaufsfläche beträgt insgesamt max. 
1.550 m². Von der max. zulässigen Verkaufsfläche für nicht- zentrenrelevante Sortimente sind 
max. 10 % für zentrenrelevante Randsortimente zulässig. Zusätzlich ist eine Verkaufsfläche im 
Freien von max. 2.000 m² zulässig. 

 (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
9. Im SO4 „Schank- und Speisewirtschaft“ ist zulässig 

 Schank- und Speisewirtschaft. 
Unzulässig sind: 

 Gartenbaubetriebe, 
 Tankstellen sowie Wasch- und Pflegehallen für Kraftfahrzeuge. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
10. Im SO4 ist eine Geschossfläche von max. 450 m² für Schank- und Speisewirtschaften zulässig. 
 (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 
11.  In den Sondergebieten sind folgende Werbeanlagen zulässig:  

 Max. vier unbeleuchtete Werbepylone (Werbemasten) mit einer max. Höhe von 8 m sowie eine 
max. Ansichtsfläche von jeweils 30 m².   

 Ein Leuchtpylon im Sondergebiet 1 in einem max. Abstand von 60 m von der östlichen Straßen-
begrenzungslinie der Berliner Straße und einem max. Abstand von 15 m von der nördlichen 
Straßenbegrenzungslinie der Herrenseeallee. Der Leuchtpylon darf eine max. Höhe von 15 m 
sowie eine max. Ansichtsfläche von 12 m² nicht überschreiten. 

 Werbeanlagen an den Gebäudefassaden mit einer max. Ansichtsfläche von jeweils 6 m². Davon 
sind max. vier als Leuchtwerbeanlagen zulässig, nicht jedoch an den der Goethestraße zuge-
wandten Gebäudeflächen. Die Beleuchtung darf nur in der Zeit von 7.00 bis 22.00 Uhr erfolgen. 
Unzulässig sind: 

 Werbeanlagen als Leuchtwerbung an den der Goethestraße zugewandten Gebäudeflächen.  
 Werbeanlagen an Zäunen und als Großwandtafeln.    

(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 + § 9 Abs. 3 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 2 BauNVO) 
 
12. In den Sondergebieten SO1, SO3 und SO4 darf die zulässige Grundfläche durch die in § 19 

Abs. 4 Satz 1 BauNVO aufgeführten Grundflächen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,95 über-
schritten werden. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO)  

 
13. Im SO2 darf die zulässige Grundfläche durch die in § 19 Abs. 4 Satz 1 BauNVO aufgeführten 

Grundflächen bis zu einer Grundflächenzahl von 0,8 überschritten werden. 
(§ 9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V.m. § 16 BauNVO) 

 
  
 
14. In den Sondergebieten darf die Oberkante (OK) baulicher Anlagen folgende Höhe nicht über-

schreiten:  
 8 m im SO1, SO3 und SO4.  
 12 m im SO 2. 
 15 m für eine Teilfläche im SO1.  

Die max. zulässige Höhe wird bezogen auf die Oberkante der vorhandenen Straßenverkehrsflä-
che im Bereich der dem Gebäude am nächsten gelegenen Straßenbegrenzungslinie. Dies gilt 
nicht für Schornsteine und Lüftungsanlagen. Für Schornsteine und Lüftungsanlagen darf eine 
Höhe von 15m nicht überschritten werden.  

 (§9 Abs. 1 Nr. 1 BauGB i.V. mit §16 Abs. 2 und 3 BauNVO) 

 
 
Verkehrsflächen 
 
15. Die Einteilung der Straßenverkehrsfläche ist nicht Gegenstand der Festsetzung. 
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 11 BauGB) 
 
 
 
Grünflächen, Naturschutz und Landschaftspflege 
 
16. Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft E ist entsprechend der Waldbau- Richtlinie 2004 des Landes Brandenburg aufzuforsten 
und dauerhaft zu erhalten. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB) 
 
17. Die Fläche für Maßnahmen zum Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Land-

schaft A ist auf einer Länge von 120 m und einer Breite von 5 m zu entsiegeln und mit 12 Win-
terlinden (Tilia cordata, H 3xv mDb 18-20) in einem Abstand von jeweils 10 m zu bepflanzen und 
dauerhaft zu erhalten.  

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 und 25 a BauGB) 
 
18. Im Sondergebiet SO2 ist die Befestigung der Feuerwehrumfahrung sowie der Stellplätze nur in 

wasser- und luftdurchlässigem Aufbau herzustellen. Auch Wasser- und Luftdurchlässigkeit we-
sentlich mindernde Befestigungen wie Betonunterbau, Fugenverguss, Asphaltierungen und Be-
tonierungen sind unzulässig. 

 (§ 9 Abs. 1 Nr. 20 BauGB)  
 
19. Die Stellplätze im SO2 sind durch Baumpflanzungen zu gliedern. Es sind mindestens 10 Bäume 

(H 3xv mDb 18-20) auf einer jeweils mindestens 10 m² großen Freifläche anzupflanzen und 
dauerhaft zu erhalten.  
(§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

 
20. Entlang der nordöstlichen Straßenverkehrsfläche der Herrenseeallee sind auf einer Länge von 

110 m mindestens 10 Winterlinden (Tilia cordata, H 4xv mDb 20-25) als Baumreihe im mittleren 
Abstand von 10 m anzupflanzen und dauerhaft zu erhalten.  
 (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 

 
21. Die privaten Grünflächen B, C und D sind gärtnerisch zu gestalten und mit Verkehrsbegleitgrün 

standortgerecht zu bepflanzen. 
  (§ 9 Abs. 1 Nr. 25a BauGB) 
 

Strausberger Sortimentsliste 

Nahversorgungsrelevante Sortimente (zugleich auch zentrenrelevant)*
 Nahrungs- und Genussmittel 
 Getränke 
 Drogerieartikel (Körperpflege, Reinigungsmittel, Parfümerie- und Kosme-

tikartikel) 
 Pharmazeutische Artikel, Arzneimittel 

Zentrenrelevante Sortimente (nicht zugleich auch nahversorgungsrelevant)*
 Oberbekleidung, Wäsche und sonstige Textilien 
 Haus- und Heimtextilien; Dekostoffe; Gardinen 
 Handarbeitsbedarf, Stoffe, Wolle, Tuche, Meterware, Künstler- und Bas-

telbedarf 
 Kunstgewerbe und Antiquitäten; Bilder und Bilderrahmen 
 Schuhe und Lederwaren, Taschen 
 Baby- und Kinderartikel (einschließlich Kinderwagen) 
 Spielwaren und Sportartikel, - preise, -pokale 
 Sportgroßgeräte 
 Sportbekleidung, - schuhe 
 Uhren und Schmuck 
 Optik- und Fotoartikel 
 Medizinische und orthopädische Artikel 
 Glaswaren, Porzellan und Keramik 
 Musikalien, Musikinstrumente, Tonträger (Schallplatten, CDs, DVDs usw.) 
 Papier, Bücher, Zeitschriften, Zeitungen, Schreibwaren und Bürobedarf 
 Geschenkartikel, Verpackungsmaterial 
 Bettwaren (Bettwäsche, Matratzen) 
 Elektrohaushaltsgeräte (Kleingeräte und Großgeräte, sog. „weiße Ware“) 
 Elektroartikel 
 Unterhaltungs- und Kommunikationselektronik (Radio- und Fernsehgerä-

te, Videogeräte, Hifigeräte usw. sowie Telekommunikationsgeräte und 
Zubehör) 

 Computer und Zubehör 
 Teppiche (Einzelware; keine Auslegware, keine Bodenbeläge) 
 Tiere, Tiernahrung und zoologische Artikel (Tierpflege usw.) 
 Campingartikel 
 Hausrat; Einrichtungszubehör (ohne Möbel) 
 (Schnitt-) Blumen 
 Jagdartikel und Waffen 
 Erotikartikel 

Nicht- zentrenrelevante Sortimente 
 Bauelemente, Baustoffe 
 Bodenbeläge, Teppiche  

 (Auslege-/Meterware) 
 Boote und Zubehör 
 Brennstoffe, Mineralölerzeugnisse 
 Büromaschinen 
 Eisenwaren / Beschläge 
 Elektroinstallationsmaterial 
 Fahrräder und Zubehör 
 Farben / Lacke 
 Fliesen 
 Holz 
 Kamine / Kachelöfen 
 Kfz- Zubehör 
 Kraftfahrzeuge 
 Leuchten und Lampen 
 Maschinen / Werkzeuge 
 Möbel 
 Pflanzen / Samen 
 Rolläden / Markisen 
 Sanitärbedarf 
 Tapeten 

*Die nahversorgungsrelevanten Sortimente sind in Strausberg auch als zentrenrelevant anzu-
sehen. Umgekehrt sind jedoch die nur als zentrenrelevant aufgeführten Sortimente nicht 
zugleich als nahversorgungsrelevante Sortimente einzustufen. D.h. zum Beispiel: Ein Droge-
riemarkt wäre entweder als Verkaufsfläche für nahversorgungsrelevante Sortimente zulässig 
oder als Verkaufsfläche für zentrenrelevante Sortimente, wenn dies unter Beachtung der ma-
ximalen Größenbeschränkung für die jeweiligen Verkaufsflächen zulässig ist. Bekleidungsge-
schäfte wären jedoch nur zulässig, wenn die maximale Größenbeschränkung für zentrenrele-
vante Sortimente dies zuließe.  

Hinweise 

1. Das Plangebiet befindet sich in einem kampfmittelbelasteten Gebiet. Damit ist für die Aus-
führung von Erdarbeiten eine Kampfmittelfreiheitsbescheinigung erforderlich. Die Kampf-
mittelfreiheitsbescheinigung kann durch den Vorhabenträger/ Grundstückseigentümer beim 
Kampfmittelbeseitigungsdienst Brandenburg beantragt oder durch einen Nachweis der 
Kampfmittelfreiheit, einer vom Grundstückseigentümer beauftragten Fachfirma, beigebracht 
werden.

2. Bei Auffinden von Kampfmittel ist es nach § 3 Absatz 1 Nr. 1 der Ordnungsbehördlichen 
Verordnung zur Verhütung von Schäden durch Kampfmittel (Kampfmittelverordnung für das 
Land Brandenburg – KampfmV) vom 23.11.1998, veröffentlicht im Gesetz- und Verord-
nungsblatt für das Land Brandenburg Teil II Nr. 30 vom 14.12.1998, verboten die entdeck-
ten Kampfmittel zu berühren und deren Lage zu verändern. Jede Person ist verpflichtet 
diese Fundstelle gemäß § 2 der genannten Verordnung unverzüglich der nächsten örtli-
chen Ordnungsbehörde oder der Polizei anzuzeigen. 

3. Beim Auffinden von Kontaminationen oder organoleptischen Auffälligkeiten des Bodens ist 
die Untere Abfallwirtschaftsbehörde/ Untere Bodenschutzbehörde des Landkreises Mär-
kisch- Oderland umgehend in Kenntnis zu setzen.  

4. Im Plangebiet sind Bodendenkmale bekannt bzw. es werden aufgrund der topographischen 
Situation Bodendenkmale begründet vermutet. Die Schachtungsarbeiten müssen deshalb 
kontrolliert werden. Hierzu sind dem Brandenburgisches Landesamt für Denkmalpflege und 
Archäologisches Landesmuseum, Abt. Bodendenkmalpflege in Frankfurt (Oder) bzw. der 
unteren Denkmalschutzbehörde die Termine für die Erdarbeiten rechtzeitig (mindestens 2 
Wochen vorher) bekannt zu geben. Sollten bei den Erdarbeiten Bodendenkmale entdeckt 
werden, sind die Denkmalfachbehörde sowie die Untere Denkmalschutzbehörde unverzüg-
lich zu benachrichtigen (§ 11 Abs. 1 und 2 BbgDSchG). Die entdeckten Bodendenkmale 
und die Entdeckungsstätte sind bis zum Ablauf einer Woche nach der Anzeige in unverän-
dertem Zustand zu erhalten und in geeigneter Weise vor Gefahren für die Erhaltung zu 
schützen (§ 11 Abs. 3 BbgDSchG). Funde sind unter den Voraussetzungen der §§ 11 Abs. 
4, 12 Abs. 1 BbgDSchG abgabepflichtig. Falls archäologische Dokumentationen und Ber-
gungen notwendig werden sollten, die Kapazitäten der Denkmalfachbehörde/ Denkmal-
schutzbehörde übersteigen, sind die Kosten dafür im Rahmen des Zumutbaren vom Veran-
lasser des Vorhabens zu tragen (§ 7 Abs. 3 und 4 BbgDSchG). Dies ist bei entsprechenden 
finanziellen und terminlichen Planungen rechtzeitig und ausreichend zu berücksichtigen.  

5. Aufgrund des möglichen Vokommens von Bodendenkmalen sind Erdarbeiten (auch für Ver- 
und Entsorgungsleitungen) der Unteren Denkmalschutzbehörde des Landkrieses Märkisch-
Oderland zwei Wochen vor Beginn schriftlich anzuzeigen. 

6. Bei Anwendung der grünordnerischen Festsetzungen wird entsprechend einer standortge-
rechten Vegetation die Verwendung von Arten der beigefügten Pflanzliste empfohlen.  

7. Im Plangebiet findet die Baumschutzsatzung der Stadt Strausberg Anwendung. 

8. Im Plangebiet findet die „Strausberger Sortimentsliste“ Anwendung. 

9. Die Sondergebiete SO1 und SO4 befinden sich teilweise innerhalb des Freileitungsschutz-
streifens der 380-kV-Leitung 
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Textliche Festsetzungen für den Geltungsbereich der 1. Änderung des Bebauungslans 
Nr. 35/04 „Handelscentrum“ 
 
 
Art und Maß der baulichen Nutzung 
 
22. Die im SO1 zulässige Verkaufsfläche beträgt insgesamt max. 15.900 m². Davon sind gem. der 

„Strausberger Sortimentsliste“ insgesamt max. zulässig: 
 11.050 m² zentrenrelevante Sortimente, 
 4.850 m² nicht- zentrenrelevante Sortimente. Von der max. zulässigen Verkaufsfläche für 

nicht- zentrenrelevante Sortimente sind max. 10 % für zentrenrelevante Randsortimente 
zulässig. 

(§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO) 
 

 
23. Die im SO2 zulässige Verkaufsfläche beträgt insgesamt max. 5.400 m². Davon sind gem. der 

„Strausberger Sortimentsliste“ insgesamt max. zulässig: 
 3.500 m² nahversorgungsrelevante Sortimente. Von der max. zulässigen Verkaufsfläche 

für nahversorgungsrelevante Sortimente sind max. 10 % für zentrenrelevante Randsor-
timente zulässig,  

 400 m² zentrenrelevante Sortimente, 
 1.500 m² nicht- zentrenrelevante Sortimente. Von der max. zulässigen Verkaufsfläche für 

nicht- zentrenrelevante Sortimente sind max. 10 % für zentrenrelevante Randsortimente 
zulässig. 

 (§ 9 Abs. 1 BauGB i.V.m. § 11 Abs. 1 und 3 BauNVO)  
 
 
Sonstige Festsetzungen 
 
24. Die textlichen Festsetzungen Nr. 2 und Nr. 5 des Bebauungsplans 35/04 “Handelscentrum“ tre-

ten außer Kraft. Die übrigen Festsetzungen und Hinweise behalten ihre Gültigkeit. 
 

Verfahrensvermerke

Beschlüsse:

1. Aufgestellt aufgrund des Aufstellungsbeschlusses der Stadtverordnetenversammlung vom 
____________________. 
Die ortsübliche Bekanntmachung des Aufstellungsbeschlusses ist entsprechend der 
Hauptsatzung der Stadt Strausberg am ____________________ im Amtsblatt für die Stadt 
Strausberg erfolgt. 

2. Der Bebauungsplan wurde am _______________ von der Stadtverordnetenversammlung  
als Satzung beschlossen. 
Die Begründung zum Bebauungsplan wurde mit Beschluss der Stadtverordnetenversammlung  
vom ____________________ gebilligt. 

Strausberg, d. _____________  ______________ 
    (Bürgermeister) 

Verfahren:

1. Der Entwurf des Bebauungsplanes, einschließlich Begründung und einem Übersichtsplan,  
hat in der Zeit  
vom _______________ bis __________________ während folgender Zeiten: 

montags bis freitags                               von 08.30 Uhr bis 12.00 Uhr 
montags bis donnerstags                       von 13.00 Uhr bis 16.00 Uhr 
dienstags                                                von 16.00 Uhr bis 18.00 Uhr 

nach § 3 Abs. 2 BauGB öffentlich ausgelegen. Die öffentliche Auslegung ist mit dem Hinweis, 
dass Bedenken und Anregungen während der Auslegungsfrist von jedermann schriftlich oder 
zur Niederschrift vorgebracht werden können, am ___________________ im Amtsblatt für die 
Stadt Strausberg ortsüblich bekannt gemacht worden. 

Strausberg, d. _____________  _____________ 
    (Bürgermeister) 

2. Vermessungs- und katasterrechtliche Bescheinigung: 
Die verwendete Planunterlage enthält den Inhalt des Liegenschaftskatasters und weist die 
planungsrelevanten baulichen Anlagen sowie Straßen, Wege und Plätze vollständig nach. Sie 
ist hinsichtlich der planungsrelevanten Bestandteile geometrisch einwandfrei. Die 
Übertragbarkeit der neu zu bildenden Grenzen in die Örtlichkeit ist einwandfrei möglich. 

Strausberg, d. _____________  ___________________________________ 
    (Öffentlich bestellter Vermessungsingenieur) 

3. Der Bebauungsplan, bestehend aus der Planzeichnung und der Begründung, wird hiermit 
ausgefertigt. Es wird hiermit bestätigt, dass die Planurkunde öffentlich ausgelegen hat und 
von der Stadtverordnetenversammlung als Satzung beschlossen worden ist.  

Strausberg, d. _____________  ___________________________________ 
      (Ausfertigung) 

4. Der Satzungsbeschluss und der Bebauungsplan sowie die Stelle, bei der der Plan auf Dauer 
während der Dienststunden von jedermann eingesehen werden kann und über den Inhalt 
Auskunft zu erhalten ist, sind am __________________ im Amtsblatt für die Stadt Strausberg 
ortsüblich bekannt gemacht worden.  
In der Bekanntmachung ist auf die Geltendmachung der Verletzung von Verfahrens- und 
Formvorschriften und von Mängeln der Abwägung sowie auf die Rechtsfolgen (§ 215 Abs. 2 
BauGB) und weiter auf Fälligkeit und Erlöschen von Entschädigungsansprüchen (§ 44 
BauGB) hingewiesen worden. 
Die Satzung tritt mit der Bekanntmachung in Kraft. 

Strausberg, d. _____________  _____________ 
    (Bürgermeister) 

Rechtsgrundlagen 

BauGB in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004, zuletzt geändert 
durch Artikel 21 des Gesetzes vom 21. Juni 2005 (BGBl. I S. 1818). 

Baunutzungsverordnung (BauNVO) vom 23.01.1990 (BGBl. I S.132), zuletzt geändert durch 
Artikel 3 des Gesetzes vom 22.April 1993 (BGBl. I S. 466). 

Planzeichenverordnung 1990 (PlanzV 90) vom 18.12.1990 (BGBl. 1991 I S.58). 

Brandenburgische Bauordnung (BbgBO) vom 16. Juli 2003 (GVBl. Bbg I S. 210), zuletzt 
geändert durch das Gesetzt vom 19. Dezember 2005 (GVBl. I, S. 267). 

Entfallen durch die 1. Änderung des Bebauungsplans 
35/04 „Handelscentrum“ 

Strausberg, d. _____________             

                        ______________ 
     (Bürgermeister) 

Entfallen durch die 1. Änderung des Bebauungsplans 
35/04 „Handelscentrum“ 

Strausberg, d. _____________             

                        ______________ 
     (Bürgermeister) 


